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«Zuwanderer sollten für die Kosten,
die sie verursachen, aufkommen»
Der Ökonom Reiner Eichenberger fordert eine Abgabe auf Einwanderung in die Schweiz und stösst damit in bürgerlichen Kreisen
zunehmend auf Sympathie. Im Gespräch mit Katharina Fontana und Thomas Fuster erklärt er, wie er sich das vorstellt

Herr Eichenberger, die Schweiz hat
9 Millionen Einwohner und bewegt sich
in grossen Schritten auf die 10-Millio-
nen-Grenze zu. Ab welcher Zahl wird
es Ihres Erachtens kritisch?
Das Problem ist weniger die absolute
Bevölkerungsgrösse als ihr schnelles
Wachstum. Mit Personenfreizügigkeit
resultieren eine Nettozuwanderung und
so ein Bevölkerungswachstum von rund
einem Prozent – solange unsere Lebens-
qualität nicht auf EU-Niveau sinkt.Aus
der 10-Millionen-Schweiz würde dann
sehr schnell eine weiter explodierende
11-Millionen-Schweiz. Die Bevölke-
rung wächst zu schnell, und das überfor-
dert das Land.Wir kommen nicht mehr
nach: beimVerkehr, bei den Schulen, der
Energie und so weiter.

Von den Bundesbehörden tönt es
anders: Die Personenfreizügigkeit gilt
als liberale Errungenschaft, als Er-
folgsgeschichte, die Schweiz profitiere
enorm davon.
Der Bund starrt nur auf den Arbeits-
markt. Doch das ist nicht das Problem,
denn die Zuwanderung schafft sich die
Arbeitsplätze über zusätzlichen Konsum
und Investitionsbedarf praktisch selbst.
Deshalb nützt sie auch nichts gegen den
Fachkräftemangel, sondern resultiert
in Breitenwachstum. Dieses bringt den
Politikern, Verbands- und Wirtschafts-
führern 3 B: mehr Budget, Bedeutung
und Boni. Den Bürgern aber bringt es
das, was ich Füllungskosten nenne: die
Verknappung, Verteuerung und Über-
lastung von Land, Infrastruktur, Bil-
dungs- undGesundheitsleistungen,Um-
weltgütern und Selbstversorgungszielen.
Der Bund ignoriert das. Ein Beispiel ist
die CO2-Reduktion:Da die Schweiz fak-
tisch absolute Emissionsziele hat, müs-
sen die zusätzlichen Treibhausgasemis-
sionen der Zuwanderer vollständig in
der Schweiz kompensiert werden. Pro
Zuwanderer dürfte das 2000 bis 3000
Franken kosten – pro JahrAufenthalt in
der Schweiz!

Aus der FDP und der Mitte sind ver-
mehrt Stimmen zu hören, die sich für
eine Art Eintrittsgebühr für Neuzuwan-
derer aussprechen. Sie haben ein solches
Modell schon vor Jahren vorgeschlagen.
Wie muss man sich das vorstellen: Soll
die Schweiz zu einem Klub werden, für
den man Eintritt zahlen müsste?
Wir brauchen keinen Eintrittspreis, son-
dern einen Aufenthaltspreis. Deshalb
spreche ich von Kurtaxe. Wer in die
Schweiz einwandert, hat einen enormen
Wohlstandsgewinn.Deutsche verdienen
hier kaufkraftbereinigt 30 Prozent mehr,
Italiener 70 Prozent.Hinzu kommen die
tieferen Steuern. Ein durchschnittlicher
deutscher Zuwanderer erzielt pro Jahr
einen Nettogewinn von etwa 30 000
Franken. Gleichzeitig profitiert er von
den Vorleistungen, welche die einhei-
mische Bevölkerung finanziert hat, und
er verursacht Kosten, die zulasten der
Allgemeinheit gehen und die er zumeist
nicht über seine Steuern und Sozial-
versicherungsabgaben wettmacht. Mit
einem Aufenthaltspreis würde zumin-
dest ein kleiner Teil der Wanderungs-
gewinne an die Schweiz fliessen.

Der Vontobel-CEO und Mitte-Poli-
tiker Zeno Staub spricht sich für eine
einmalige Einwanderungsgebühr von
einem halben Jahressalär aus, zu be-
zahlen vom Arbeitgeber. Was halten
Sie davon?
Aufgrund der Kosten für die Schweiz
und den Nutzen für die Zuwanderer
kannmanAufenthaltsabgaben von jähr-
lich 5000 bis 30 000 Franken bis zur Ein-
bürgerung rechtfertigen. Ich war stets
konservativ und habe nur 5000 pro Jahr
während 5 Jahren empfohlen. Das er-
gäbe beim bisherigen Wanderungsver-
halten jährliche Einnahmen von 2,5 bis
3 Milliarden Franken.Wie hoch dieAb-

gabe sein soll, ist von der Politik zu ent-
scheiden.Natürlich darf sie nur für Neu-
zuwanderer gelten.

Wenn ein Ausländer mit Familie in die
Schweiz einwandert, müsste er dann
auch für seine Familienmitglieder be-
zahlen?
Für Erwachsene ja. Kinder generieren
zwar über die Ausbildung sehr hohe
öffentliche Kosten. Da ich aber für hier
geborene Kinder von Zuwanderern
keine Aufenthaltsabgabe ansetzen und
auch nicht zwischen ihnen und zugewan-
derten Kindern unterscheiden würde,
empfehle ich, für Kinder generell keine
Abgabe zu erheben. Für Grenzgänger
sollte eine reduzierte Abgabe gelten, da
sie weniger Füllungskosten verursachen
als Leute, die hier wohnen.

Wer sollte zahlen: der Zuwanderer oder
das Unternehmen, das ihn anstellt?
Ich empfehle Tagespauschalen, bezahlt
durch die zuwandernden Personen, eben
wie bei einer Kurtaxe.

Die Abgabe würde nicht vom Einkom-
men abhängen?
Nein.Es soll ja nicht eine weitere Steuer
auf Leistung sein, sondern eine Abgel-
tung für Füllungskosten. Diese wach-
sen nicht mit dem Einkommen, son-
dern hängen von derAufenthaltszeit ab.
Und wer nach ein paar Jahren Aufent-
halt ausreist und später wiederkommt,
müsste nichts mehr bezahlen.

Wird das System schon irgendwo prak-
tiziert? Hat ein Land bereits Erfahrun-
gen damit gemacht?
Grossbritannien hat nach dem Bre-
xit eine Regelung getroffen, die Ele-
mente davon enthält. Doch sie wurde

gleich für Zuwanderung aus der gan-
zen Welt eingeführt – eine schlechte
Idee.Denn dadurch wurde die Zuwan-
derung aus Nicht-EU-Staaten erleich-
tert, weshalb sie stark zunahm. Für die
Schweiz heisst das: Sie könnte ein Drei-
Kreise-Modell einführen. Zuwande-
rung aus aller Welt zum Normalpreis
mit persönlicher Einzelbewilligung; aus
manchen OECD-Ländern wie Japan,
Kanada oder den USA zum Normal-
preis und frei; und aus der EU zum
Nachbarschaftspreis und frei.

Auf einen hochqualifizierten deut-
schen Zuwanderer dürfte eine Gebühr
von 25 000 Franken nicht sehr ab-
schreckend wirken, auf einen portugie-
sischen Bauarbeiter oder eine spani-
sche Putzfrau schon. Wer würde künf-
tig diese Arbeiten erledigen, wenn die
Leute nicht mehr kämen?
Zuwanderer sollten nur kommen, wenn
der Nutzen für sie und ihreArbeitgeber
grösser ist als die Kosten, die sie derAll-
gemeinheit verursachen.Deshalb sollten
sie und ihre Arbeitgeber für diese Kos-
ten aufkommen und einen Teil des ver-
bleibenden Gewinns an die Allgemein-
heit abgeben. Die Aufenthaltsabgabe
und die Zurückdrängung der Zuwande-
rung können einen Lohnaufwärtsdruck
bringen – aber nur da, wo vorher die
hohe Zuwanderung zu Lohnabwärts-
druck führte.

Was sollte die Schweiz mit den Mitteln
aus der «Kurtaxe» anstellen?An die Be-
völkerung verteilen? Einen Infrastruk-
turfonds äufnen zur Finanzierung von
neuen Autobahnen und Schienen?
Das Geld ist bestmöglich zugunsten
der einheimischen Bevölkerung zu ver-
wenden, um sie für ihre Nachteile in-

folge Zuwanderung zu entschädigen.
Was der beste Weg ist, muss demokra-
tisch entschieden werden. Ich empfehle
Steuersenkungen. Denn entscheidend
ist Folgendes: Die Personenfreizügig-
keit nimmt den Bürgern das Inter-
esse an einer hohen Standortattrak-
tivität der Schweiz, weil ihre Vorteile
durch mehr Zuwanderungsdruck und
Füllungseffekte kompensiert werden.
Nur wenn die Ansässigen sehen, dass
die Zuwanderung auch ihnen nützt und
nicht nur den Zuzügern und Spitzen-
kräften in Politik, Wirtschaft und Ver-
bänden, sind sie bereit, die Schweiz
attraktiv zu halten.

Wie stark würde eine solche «Kurtaxe»
die Zuwanderung dämpfen?
Jeder Preis dämpft, und jeder Franken
zählt. Wie stark aber die Zuwanderung
zurückgehen würde, kann man nicht
voraussagen – auch weil die Bürger sie
wieder positiver sähen. Gut an Preisen
ist auch, dass man sie je nach Entwick-
lung anpassen kann.

Der Bundesrat hat in einer Antwort auf
einen parlamentarischen Vorstoss ge-
sagt, ein solches Modell sei nicht ver-
einbar mit der Personenfreizügigkeit.
Es sei diskriminierend gegenüber den
Zuwanderern.
Die EU-Personenfreizügigkeit verbie-
tet die Diskriminierung von Auslän-
dern – und damit auch die Kompensa-
tion der inländischen Verlierer. In vie-
len EU-Staaten werden deshalb nicht
die Ausländer gegenüber Inländern
diskriminiert, sondern die sogenannten
Outsider gegenüber Insidern. Nehmen
wir das Beispiel Italien.Die Insider sind
diejenigen, die heute eine feste Anstel-
lung haben. Sie werden zum Teil ab-
surd geschützt, etwa gilt faktisch fast
ein Entlassungsverbot. Dafür kommen
die Outsider kaum mehr zu regulären
Arbeitsverträgen.

Die Outsider sind die Ausländer?
Ja – und die eigene Jugend. Italien
müsste dringend den Arbeitsmarkt
liberalisieren, doch tut es das nicht, weil
dann viele Osteuropäer auf die Stellen
zuwanderten.Und dann wäre derTeufel
los. Für die EU heisst das pointiert:Viele
EU-Länder haben faktisch keine Perso-
nenfreizügigkeit, und man darf Auslän-
der diskriminieren,wennman die eigene
Jugend auf dem heiligen Altar der Per-
sonenfreizügigkeit opfert.

Gleichwohl: Die Personenfreizügigkeit
gilt für die EU als nicht verhandelbar.
Warum sollte sie das Schweizer «Kur-
taxe»-Modell akzeptieren?
Die Schweiz muss in Brüssel klar-
machen, in welcher Lage sie sich befin-
det und welche Probleme die Zuwan-
derung verursacht. Viele EU-Regierun-
gen und Länder wären wohl nicht mehr
im Amt und in der EU, wenn sie eine
ähnlich hohe Zuwanderung hätten. Zu-
gleich könnte man einen Teil der Ein-
nahmen an Brüssel geben. Dann würde
dort das Modell gut verstanden.

Grundsätzlich: Kann die Personenfrei-
zügigkeit funktionieren zwischen Län-
dern, die so unterschiedlich attraktiv
sind wie in Europa?
Natürlich sollten sich Menschen mög-
lichst frei und ohne unnötige bürokrati-
sche Hindernisse bewegen können.Dass
Europäer aus ärmeren Ländern in die
reiche Schweiz oder nach Norwegen ein-
wandern wollen, ist verständlich. Doch
Personenfreizügigkeit funktioniert nur,
wenn die wirtschaftlichen und politi-
schen Unterschiede klein sind. Sonst
werden die begehrten Länder über-
rannt, und die Einheimischen erleiden
Nachteile.Das versteht fast jeder – auch
in der EU. In Brüssel käme ja niemand
auf die Idee, mit Afrika den freien Per-
sonenverkehr einzuführen.

«Einwanderer haben
einen enormen
Wohlstandsgewinn.
Gleichzeitig profitieren sie
von den Vorleistungen,
welche die Einheimischen
finanziert haben.»

Wächst die Schweizer Bevölkerung auf 10 Millionen und mehr, wird die Chimäre Dichtestress Realität. ANNICK RAMP / NZZ
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